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Auf einen Blick

 Die „Initiative Finanzielle Bildung“ von BMF 
und BMBF zielt darauf ab, die Bevölkerung 
zum Investieren in die Finanzmärkte zu be-
wegen (Aktivierungspolitik).

 Die Initiative ist durch eine parteipolitische 
Ausrichtung bestimmt, für die Bildung in-
strumentalisiert wird. 

 Offiziell sollen armutsbetroffene, ‚vulne-
rable Gruppen‘ erreicht werden, tatsächlich 
adressiert werden aber Wohlhabende. 

 Menschen, die nicht investieren können, 
wird die Verantwortung für ihre Situation 
tendenziell selbst zugeschrieben. 

 Derzeit steuert das BMF die Initiative top-
down, eine angemessene Beteiligung zivil-
gesellschaftlicher Akteure ist nicht zu er-
kennen. 

 Auf der Finanzbildungsplattform dominie-
ren reine Informationsangebote ohne Bil-
dungsfunktion. 

Allgemeiner Kontext zur Studie 

Im Frühjahr 2023 hat Bundesfinanzminister 
Christian Lindner gemeinsam mit Bundes-
bildungs- und Forschungsministerin Bettina 
Stark-Watzinger die „Initiative Finanzielle Bil-
dung“ vorgestellt. Laut eines Eckpunktepapiers 
ist die Initiative mit der Vorstellung verbunden, 
durch finanzielle Bildung die Investitionsbereit-
schaft der Bevölkerung am Finanzmarkt voranzu-
treiben und damit auch zur Finanzmarktstabilität 
beizutragen. So soll in Kooperation mit der Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) eine nationale Finanz-
bildungsstrategie entwickelt und umgesetzt wer-
den. Eine zentrale ‚Finanzbildungsplattform‘, 
die vom Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
verantwortet wird, soll Angebote im Bereich 
der finanziellen Bildung bündeln, während die 
Förderung der Forschung dazu dem Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
vorbehalten bleibt. Die OECD treibt seit Jahren 
die Implementierung nationaler Finanzbildungs-
strategien im Sinne einer Stärkung der Investi-



Finanzbildung als politisches Projekt 

2 OBS-ARBEITSPAPIER 71 | KURZFASSUNG

tionsbereitschaft voran. Nicht zuletzt finanziell 
wenig abgesicherte ‚vulnerable Gruppen‘ sollen 
durch den Erwerb von Finanzbildungskompeten-
zen verstärkt an private Vorsorge- und Investi-
tionsstrategien herangeführt werden, was den 
von der FDP vertretenen Vorstellungen von Ei-
genverantwortung und privater finanzmarkt-
basierter Vorsorge entspricht. Insofern über-
rascht es nicht, dass zwei Minister*innen dieser 
Partei die Strategie der OECD adaptieren und 
diese als starken Partner mit ‚ins Boot holen‘, um 
die eigenen Vorhaben zu legitimieren. 

Bemerkenswert ist, dass die von den GRÜNEN 
geführten Ministerien für Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK) sowie für Umwelt und Verbrau-
cherschutz (BMUV) nicht beteiligt sind, obwohl 
auch sie einschlägige Materialien zum Thema 
anbieten. 

Methode

Die Studie nutzt einen Mixed-Method-Ansatz: 
Mit einer Policyanalyse werden die Vorgeschichte, 
die Art der Problemkonstruktion sowie die ein-
zelnen Stationen der Finanzbildungsinitia tive re-
konstruiert. Die teilnehmende Beobachtung der 
Konferenz „Finanzielle Bildung für das Leben“ 
im Dezember 2023 ermöglicht die Analyse aus-
gewählter Protagonist*innen, der Choreografie, 
der Gestaltung des Raumes sowie der eingesetz-
ten Medien und Konferenzformate (Workshops, 
Plenum usw.). Damit kann unter anderem die 
Neutralisierung kritischer Stimmen in der of-
fiziellen Darstellung nachgezeichnet werden. 
Zudem werden sechs Expert*innen- Interviews 
geführt und kritische Binnenperspektiven auf 

die Initiative aus Teilnehmer*innensicht dis-
kursanalytisch rekonstruiert. Die auf der ‚Fi-
nanzbildungsplattform‘ mitgeldundverstand.de 
zur Verfügung gestellten Materialien werden 
gesichtet, bildungstheoretisch reflektiert und 
exemplarisch mittels Diskursanalyse analysiert. 
So können zentrale Akteure, Diskurse, Konflikt-
linien und Ambivalenzen identifiziert sowie die 
pädagogische Qualität der Initiative bewertet 
werden.

Ergebnisse 

Einseitiger Fokus, fehlendes Bildungskonzept
Die Initiative der beiden FDP-Ministerien rückt 
ausschließlich die finanzielle Bildung in den Vor-
dergrund und ignoriert, dass sie Teil des sehr 
viel breiteren Feldes der ökonomischen Bildung 
ist. Diese Verengung wird mit der fehlenden na-
tionalen Finanzbildungsstrategie legitimiert und 
damit, dass die Angebote zur finanziellen Bil-
dung in Deutschland bisher noch nicht ausrei-
chend und zu unübersichtlich seien. Hier soll die 
vom BMF organisierte ‚Finanzbildungsplattform‘ 
Abhilfe schaffen. Die bisherigen Angebote sind 
aber weder systematisch geordnet noch lässt 
sich ein durchdachtes Bildungskonzept erken-
nen. 

Vielmehr werden schon bestehende staatliche In-
formationsangebote ohne didaktisches Konzept 
als Bildungsmaterialien präsentiert, darunter 
auch eine Reihe von Erklärvideos, die das Finanz-
ministerium selbst unter dem Label #Finanzisch 
produziert. Ein Erklärvideo mit der FDP-Position 
zur Notwendigkeit der Schuldenbremse erscheint 
nun als Bildungsmaterial, ohne dass kontroverse 
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Positionen im Sinne des Beutelsbacher Konsens 
thematisiert werden. Auch ist derzeit noch nicht 
geklärt, wie Materialien von zivilgesellschaft-
lichen und privatwirtschaftlichen Akteuren auf 
der Plattform angeboten und zugänglich gemacht 
werden sollen. Bisher sind weder eine didakti-
sche Systematik der präsentierten Inhalte noch 
entsprechende Qualitätskriterien zur Einbindung 
weiterer Materialien erkennbar. 

Top-Down-Strategie mit eindeutigem Ziel
Auffällig ist, dass die beiden Bundesministeri-
en mit ihrer Initiative top-down in die historisch 
gewachsene Struktur des Feldes der finanziellen 
Bildung und seiner zivilgesellschaftlichen Akteu-
re intervenieren, ohne dass diese angemessen 
mit ihren Angeboten, ihrem Erfahrungswissen 
und Konzepten berücksichtigt werden. Dies ist 
bemerkenswert, da das Feld eine große Vielfalt 
unterschiedlicher Akteursgruppen aufweist: a) 
zivilgesellschaftliche Institutionen wie die Ver-
braucher- und Schuldnerberatung oder gemein-
nützige Stiftungen und Vereine, b) privatwirt-
schaftliche Interessengruppen und Verbände, 
c) wissenschaftliche Akteure, d) klassische Bil-
dungsmedienverlage sowie neuerdings e) Finflu-
encer*innen, die vor allem auch wirtschaftliche 
Interessen haben. Insbesondere die unabhän-
gigen zivilgesellschaftlichen Akteure befürchten 
durch die Initiative eine Abwertung ihrer Angebote 
gegenüber den kommerziellen Akteuren und pri-
vaten Anbietern. Auch besteht die Sorge, dass 
die ‚Finanzbildungsplattform‘ zukünftig eine Art 
Gatekeeping-Funktion einnehmen könnte, die 
definiert, was legitime Finanzbildung ist und was 
nicht.

Der Entwicklungsprozess der Finanzbildungs-
initiative zeigt eine schrittweise Verengung und 
Schließung auf wenige ausgewählte Mitspieler 
und eine einzige Perspektive – mehr individuell 
in Aktien zu investieren, um Altersarmut und öko-
nomischer Unsicherheit vorzubeugen. 

Der wirtschaftspolitische Kern 
der Finanzbildungsinitiative 
Die für die Studie interviewten Expert*innen be-
tonen die fragwürdige parteipolitische Ausrich-
tung der „Initiative Finanzielle Bildung“. Diese 
ist unter anderem daran erkennbar, dass das 
BMF die Federführung bei der ‚Finanzbildungs-
plattform‘ hat, während dem BMBF lediglich die 
Organisation der Forschung vorbehalten bleibt, 
die aber in keinem erkennbaren Zusammenhang 
mit der Plattform und den BMF-Aktivitäten steht. 
Zentraler ist jedoch die Einschätzung, die Initia-
tive instrumentalisiere das Feld der Bildung für 
eigene wirtschafspolitische Ziele. Im Fokus steht 
die Aktivierung der Bürger*innen für mehr priva-
tes Engagement in den Bereichen Altersvorsor-
ge und Investitionsstrategien. Im Sinne liberaler 
Vorstellungen eines aktivierenden Sozialstaates 
werden Vermögensaufbau und Rente so zu The-
men, für die primär privat und eigenverantwort-
lich Sorge zu tragen ist, während auf der Ebene 
der öffentlichen Haushalte rigide Sparpolitik zu 
einer Tugend an sich erklärt wird. Entsprechend 
eng verzahnt ist die Finanzbildungsinitiative mit 
dem FDP-Projekt der Aktienrente beziehungswei-
se dem als Kompromiss in der Ampelregierung 
umgesetzten Generationenkapital: Stößt die 
Aktienrente als politische Maßnahme auf das 
Problem des konservativen Sparverhaltens der 
deutschen Bevölkerung, so zielt die Bildungs-
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initiative auf eine entsprechende Verhaltens- 
und Einstellungsverhaltensänderung.  

Stereotype Darstellungen ‚vulnerabler Gruppen‘
Bezüglich der Zielgruppen der Initiative ist eine 
Ausrichtung auf finanzstarke Gruppen zu er-
kennen. Zugleich wird offiziell politisch betont, 
besonders ‚vulnerable Gruppen‘ erreichen zu 
wollen. Diese werden stereotyp als homogene 
Problemgruppen konstruiert und gleichzeitig 
wird ihnen die Verantwortung für ihre Situation 
zugeschrieben. Mit der Unterstellung, ihnen fehle 
entscheidendes Wissen über Finanzmärkte und 
Anlageformen, wird die Notwendigkeit verstärkter 
Finanzbildung weiter legitimiert. Gleichzeitig wer-
den die gesellschaftlichen Bedingungen prekärer 
Lebenssituationen als strukturelles politisches 
Problem ausgeblendet.

Fazit 

Die Studie zeigt, mit welcher Macht im Rahmen 
der „Initiative Finanzielle Bildung“ letztlich das 
Leitbild des Homo oeconomicus (aktivierungs-)
politisch durchgesetzt werden soll – mit all den 
erwähnten fragwürdigen und negativen Effek-
ten: Exklusive parteipolitische Deutungshoheit 
im Feld der Finanzbildung, Marginalisierung un-
abhängiger zivilgesellschaftlicher Akteure und 
Angebote, eine Kommerzialisierung von Finanz-
bildungsangeboten einschließlich der damit ver-
bundenen lobbypolitischen Bedeutung, die In-
strumentalisierung von Bildung und ‚vulnerabler 
Gruppen‘ für parteipolitische Zwecke sowie die 
Engführung auf Finanzbildung gegenüber öko-
nomischer Bildung.    
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